
Nr. 5 vom 21. Februar 2019 Amtsblatt der Stadt Düren Seite 1 
 

Amtsblatt 
 

10. Jahrgang - Nr. 5 – 21. Februar 2019 
 
 
 
 
Inhalt 
 

Öffentliche Bekanntmachungen 
- (27) Bekanntmachung Bezirksregierung Köln zur Flurbereinigung Hambach-West 
- (28) Inkrafttreten des Bebauungsplanes Nr. 1/374 A vom 12.02.2019 
- (29) Inkrafttreten des Bebauungsplanes Nr. 4/389 vom 12.02.2019 
- (30) Inkrafttreten der 27. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Düren vom 12.02.2019 
- (31) Bekanntmachung des Landesbetriebes Geologischer Dienst NRW 
- (32) Öffentliche Zustellung gemäß § 10 Abs. 2 LZG NRW 
 

 
(27) 
 

Öffentliche Bekanntmachung  
 
BEZIRKSREGIERUNG KÖLN  
Dezernat 33 - Ländliche Entwicklung, Bodenordnung 
FLURBEREINIGUNG HAMBACH-WEST  
Az.:  – 33.42 – 14063 –   
 
50667 Köln, den 31.01.2019 
Zeughausstr. 2 - 10 
Tel.: 0221/147-2033 
 
Ladung zur: 
I. Bekanntgabe des Flurbereinigungsplanes 
 1. Offenlegungstermin 
 2. Anhörungstermin 
II.  Bekanntgabe der neuen Feldeinteilung zum 

Erlass der 1. Ergänzungs-anordnung zur vor-
läufigen Besitzeinweisung 

 
In der Flurbereinigung Hambach West finden die 
nachfolgenden Termine statt, zu denen die Beteiligten 
eingeladen werden. 
 
I. Bekanntgabe des Flurbereinigungsplanes 
 

Im Flurbereinigungsverfahren Hambach-West hat die 
Bezirksregierung Köln als Flurbereinigungsbehörde 
den Flurbereinigungsplan endgültig aufgestellt. Er 
fasst gemäß § 58 Abs. 1 Flurbereinigungsgesetz 
[FlurbG] in der Fassung der Bekanntmachung vom 
16.03.1976 (BGBl. I S. 546), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 19.12.2008 (BGBl. I S. 2794), die Ergeb-
nisse des Flurbereinigungsverfahrens zusammen und 
bestimmt, wie das Flurbereinigungsgebiet tatsächlich 
und rechtlich neu gestaltet wird. 
 

1. Offenlegungstermin 
 

Der Flurbereinigungsplan (Textteil, Nachweise und 
Karten) wird gemäß § 59 Abs. 1 FlurbG für die Betei-
ligten (Teilnehmer und Nebenbeteiligte) ausgelegt von 
 

Montag, den 18.03.2019 bis  
Donnerstag, den 21.03.2019 

jeweils von 08:30 Uhr bis 12:00 Uhr  
und von 13:00 Uhr bis 16:00 Uhr 

im Büro der Umsiedlungsabteilung 
der RWE Power AG, 

Sonnenblumenstraße 30, 
50171 Kerpen-Manheim (Alt). 

 

Im Hinblick auf einen reibungslosen Ablauf wird die 
Einhaltung des folgenden Zeitplanes für die ONrn. 
(rechte obere Ecke des Bodenordnungs-/ Nebenbetei-
ligtennachweises) empfohlen: 
 

18.03.2019 die Beteiligten mit den ONrn. 
1/00 bis 280/00 

19.03.2019 die Beteiligten mit den ONrn. 
281/02 bis 319/02 

20.03.2019 die Beteiligten mit den ONrn. 
320/01 bis 349/02 

21.03.2019 die Beteiligten mit den ONrn. 
350/01 bis 979/07. 

 

In dieser Zeit stehen Bedienstete der Flurbereini-
gungsbehörde (Bezirksregierung Köln, Dezernat 33) 
zur Erteilung von Auskünften zur Verfügung. 
 

Die Beteiligten können in diesem Termin den Antrag 
stellen, sich die neue Feldeinteilung in der Örtlichkeit 
anzeigen und erläutern zu lassen. 
 

Beteiligte am Flurbereinigungsverfahren sind gemäß § 
10 Nr. 1 FlurbG als Teilnehmer die Eigentümer und 
Erbbauberechtigten der zum Flurbereinigungsgebiet 
gehörenden Grundstücke und gemäß § 10 Nr. 2 
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FlurbG die Nebenbeteiligten. Zu den Neben- 
beteiligten des Flurbereinigungsverfahrens zählen: 
 

a) Gemeinden und Gemeindeverbände, in deren Be-
zirk Grundstücke vom Flurbereinigungs-verfahren 
betroffen werden; 

 

b) andere Körperschaften des öffentlichen Rechts, die 
Land für gemeinschaftliche oder öffentliche Anla-
gen erhalten (§§ 39 und 40 FlurbG) oder deren 
Grenzen geändert werden (§ 58 Abs. 2 FlurbG); 

 

c) Wasser- und Bodenverbände, deren Gebiet mit 
dem Flurbereinigungsgebiet räumlich zusam-
menhängt und dieses beeinflusst oder von ihm be-
einflusst wird; 

 
d) Inhaber von Rechten an den zum Flurbereini-

gungsgebiet gehörenden Grundstücken oder von 
Rechten an solchen Rechten oder von persönlichen 
Rechten, die zum Besitz oder zur Nutzung solcher 
Grundstücke berechtigen oder die Benutzung sol-
cher Grundstücke beschränken; 

 

e) Empfänger neuer Grundstücke nach den §§ 54 und 
55 FlurbG bis zum Eintritt des neuen Rechts-
zustandes (§ 61 Satz 2 FlurbG); 

 

f) Eigentümer von nicht zum Flurbereinigungsgebiet 
gehörenden Grundstücken, denen ein Beitrag zu 
den Unterhaltungs- oder Ausführungskosten aufer-
legt wird (§ 42 Abs. 3 und § 106 FlurbG) 
oder die zur Errichtung fester Grenzzeichen an der 
Grenze des Flurbereinigungsgebietes mitzuwirken 
haben (§ 56 FlurbG). 
 

Die Teilnehmer erhalten einen Auszug aus dem Flur-
bereinigungsplan in Form des Bodenord-
nungsnachweises, der die von ihnen eingebrachten 
Grundstücke (Einlagenachweis) sowie ihre neuen 
Grundstücke und das Verhältnis ihrer Gesamtabfin-
dung zu dem von ihnen Eingebrachten und die Aus-
gleiche und Entschädigungen nachweist (Abfindungs-
nachweis). Wenn bei Mit-eigentum ein/e gemeinsa-
me/r Bevollmächtigte/r bestellt ist, so erhält nur die-
se/r einen Bodenordnungsnachweis. 
 

Die Nebenbeteiligten erhalten den Auszug aus dem 
Flurbereinigungsplan (Nebenbeteiligten-nachweis), 
der ihre aus dem Grundbuch ersichtlichen Rechte und 
die diesbezüglichen Festsetzungen nachweist. An die 
Stelle der bisher haftenden, im Grundbuch eingetrage-
nen alten Grundstücke, treten die im Nebenbeteilig-
tennachweis angegebenen Abfindungsgrundstücke. 
Rechte, die entbehrlich sind, werden durch den Flur-
bereinigungsplan gelöscht. Rechte, die durch den 
Flurbereinigungsplan neu begründet werden, sind im 
Nebenbeteiligtennachweis mit dem Hinweis „Vorge-
sehene Neueintragung“ eingetragen. 
 

Es wird bereits jetzt darauf hingewiesen, dass das 
Finanzamt im Rahmen der Grundbuchberichtigung 
den Abfindungsnachweis – Ausgleiche und Entschä-
digungen – erhält. 
 

Die Beteiligten werden gebeten, ihre Auszüge aus 
dem Flurbereinigungsplan, die sie per Post erhal-
ten, zu den Terminen mitzubringen. 
 

Von der Möglichkeit der Einsichtnahme in den Flur-
bereinigungsplan an den Tagen der Offenlegung bitte 
ich Gebrauch zu machen, weil in dem Anhörungster-
min am 08.04.2019 Einzelauskünfte nicht mehr erteilt 
werden können. 
 

2. Anhörungstermin 
 

Gegen den bekanntgegebenen Flurbereinigungsplan  
können die Beteiligten Widerspruch einlegen. Der 
Widerspruch muss gemäß § 59 Abs. 2 FlurbG zur 
Vermeidung des Ausschlusses im Anhörungstermin 
erhoben werden. 
Die vorgebrachten Widersprüche werden in eine Ver-
handlungsniederschrift aufgenommen (§ 59 Abs. 4 
FlurbG). 
 

Der Anhörungstermin findet statt am 
 

Montag, den 08.04.2019 um 10.00 Uhr 
bei der Bezirksregierung Köln,  

Dienststelle Blumenthalstraße 33, 50670 Köln, 
Zimmer U 40 (Untergeschoss). 

 

Terminversäumnis oder Nichtabgabe von Erklärungen 
im Anhörungstermin gelten als Einverständnis mit den 
Festsetzungen des Flurbereinigungsplanes (§ 134 Abs. 
1 FlurbG). 
 

Widersprüche, die vor oder nach dem Anhörungster-
min erhoben werden, können nicht berück-sichtigt 
werden (§ 59 Abs. 2 FlurbG). 
 

Die Beteiligten, die keinen Widerspruch gegen den 
Flurbereinigungsplan Hambach-West ein-legen wol-
len, brauchen den Anhörungstermin nicht wahrzu-
nehmen. 
 
II. Bekanntgabe der neuen Feldeinteilung zum 

Erlass der 1. Ergänzungsanordnung zur vorläu-
figen Besitzeinweisung 

 

Gleichzeitig mit der Offenlegung des Flurbereini-
gungsplanes (siehe Punkt I. 1. der Ladung) findet von 
 

Montag, den 18.03.2019 bis  
Donnerstag, den 21.03.2019 

jeweils von 08:30 Uhr bis 12:00 Uhr 
und von 13:00 Uhr bis 16:00 Uhr 

im Büro der Umsiedlungsabteilung 
der RWE Power AG, 

Sonnenblumenstraße 30, 
50171 Kerpen-Manheim (Alt) 

 

die Offenlegung der neuen Feldeinteilung zum Erlass 
der 1. Ergänzungsanordnung zur vorläufigen Besitz-
einweisung statt. 
 

Im Hinblick auf einen reibungslosen Ablauf wird die 
Einhaltung des folgenden Zeitplanes für die ONrn. 
(rechte obere Ecke des Bodenordnungs-/ Neben-
beteiligtennachweises) empfohlen: 
 

18.03.2019 die Beteiligten mit den ONrn. 
1/00 bis 280/00 
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19.03.2019 die Beteiligten mit den ONrn. 
281/02 bis 319/02 

20.03.2019 die Beteiligten mit den ONrn. 
320/01 bis 349/02 

21.03.2019 die Beteiligten mit den ONrn. 
350/01 bis 979/07. 

 

Die Beteiligten können in diesem Termin den Antrag 
stellen, sich die neue Feldeinteilung in der Örtlichkeit 
anzeigen und erläutern zu lassen. 
 

Falls der betroffene Grundbesitz verpachtet ist, 
werden die Teilnehmer gebeten, ihren Pächter 
über die neue Feldeinteilung bzw. über den o.a. 
Termin zu informieren. 
 

Der Übergang von Besitz, Verwaltung und Nutzung 
an den mit Vorlage des Flurbereinigungs-planes geän-
derten Abfindungsgrundstücken wird durch die 1. 
Ergänzungsanordnung zur vor-läufigen Besitzeinwei-
sung bestimmt. 
 

Der Verwaltungsakt „1. Ergänzungsanordnung zur 
vorläufigen Besitzeinweisung“ wird durch die Flurbe-
reinigungsbehörde in den jeweiligen Bekanntma-
chungsorganen der Städte/Gemeinden Düren, Elsdorf, 
Erkelenz, Kerpen, Kreuzau, Merzenich, Niederzier, 
Nörvenich, Bedburg, Bergheim, Erftstadt, Frechen, 
Hürtgenwald, Hürth, Inden, Jülich, Langerwehe, 
Nideggen, Titz und Vettweiß ab der 15. Kalenderwo-
che 2019 öffentlich bekannt gemacht. 
 

Es ist geplant, dass die Vorläufige Besitzeinweisung 
zum 01.06.2019 wirksam wird. 
 

Beteiligte, die an der Wahrnehmung der Termine 
verhindert sind, können sich durch eine/n Be-
vollmächtigte/n vertreten lassen. 
 

Für den Anhörungstermin ist im Falle der Vertretung 
eine schriftliche Vollmacht mit beglaubigter Unter-
schrift des Vollmachtgebers vorzulegen. Die Beglau-
bigung der Unterschrift auf der Voll-macht kann durch 
jede siegelführende Dienststelle (in aller Regel die 
zuständige Stadt- oder Gemeindeverwaltung) erfolgen. 
Sie ist kostenfrei (§ 108 FlurbG). 
Die bevollmächtigte Person muss diese Vollmacht im 
Anhörungstermin vorlegen. 
Im Termin fehlende Vollmachten sind der Bezirksre-
gierung Köln bis spätestens einen Monat nach dem 
Anhörungstermin nachzureichen. 
 

Vollmachtsvordrucke können die Beteiligten bei der 
Bezirksregierung Köln, Dezernat 33.42, 50606 Köln 
unter Angabe des Aktenzeichens: 33.42-14063 und 
Ihrer Ordnungsnummer (ONr.) anfordern. 
 

Das Verschulden eines Vertreters oder Bevollmächtig-
ten steht dem eigenen Verschulden gleich (§ 134 Abs. 
4 FlurbG). 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
gez. Meul 
Oberregierungsvermessungsrat 
 

Der Inhalt der o.a. Bekanntmachung wird zusätzlich 
auf der Internet-Seite der Bezirksregierung Köln ver-
öffentlicht unter: 
https://www.bezreg-
koeln.nrw.de/brk_internet/verfahren/33_flurbereinigu
ngsverfahren/hambach_west/index.html  
 
Informationen zur Verarbeitung personenbezogener 
Daten im Flurbereinigungsverfahren finden Sie unter: 
https://www.bezreg-
koeln.nrw.de/brk_internet/leistungen/abteilung03/33/fl
urbereinigungsverfahren/index.html  
 
___________________________________________ 
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Bekanntmachung der Stadt Düren 
 

Inkrafttreten des Bebauungsplanes Nr. 1/374 A 
vom 12.02.2019 

 
Der Rat der Stadt Düren hat in seiner Sitzung vom 
12.07.2018 den Bebauungsplan Nr. 1/374 A "Gelände 
Cornetzhof - Teilbereich In der Mühlenau" in Düren-
Rölsdorf, durchgeführt als beschleunigtes Verfahren 
nach § 13a Bau GB, gemäß § 10 Baugesetzbuch 
(BauGB) als Satzung beschlossen. Der Flächennut-
zungsplan wurde gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 2 im Wege 
der Berichtigung angepasst.  
Der Beschluss des Rates der Stadt Düren wird hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist in der 
nachstehenden Skizze dargestellt: 
 

 
© Kreis Düren / GeoBasisNRW 

https://www.bezreg-koeln.nrw.de/brk_internet/verfahren/33_flurbereinigungsverfahren/hambach_west/index.html
https://www.bezreg-koeln.nrw.de/brk_internet/verfahren/33_flurbereinigungsverfahren/hambach_west/index.html
https://www.bezreg-koeln.nrw.de/brk_internet/verfahren/33_flurbereinigungsverfahren/hambach_west/index.html
https://www.bezreg-koeln.nrw.de/brk_internet/leistungen/abteilung03/33/flurbereinigungsverfahren/index.html
https://www.bezreg-koeln.nrw.de/brk_internet/leistungen/abteilung03/33/flurbereinigungsverfahren/index.html
https://www.bezreg-koeln.nrw.de/brk_internet/leistungen/abteilung03/33/flurbereinigungsverfahren/index.html
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Der Bebauungsplan Nr. 1/374A „Gelände Cornetzhof 
- Teilbereich In der Mühlenau“ in Düren-Rölsdorf mit 
der Begründung gemäß § 9 Abs. 8 BauGB kann ab 
sofort im Rathaus der Stadt Düren, 52349 Düren, 
Kaiserplatz 2-4, Amt für Stadtentwicklung, Abteilung 
Planung, Zimmer 325 während folgender Zeiten von 
jedermann eingesehen werden: 
 
montags bis mittwochs von 08.00 - 12.00 Uhr, 
 und von 14.00 - 16.00 Uhr, 
donnerstags von 08.00 - 12.00 Uhr, 
 und von 14.00 - 17.00 Uhr, 
freitags von 08.00 - 12.00 Uhr. 
 
Über den Inhalt wird auf Verlangen Auskunft gege-
ben. 
 
Der Bebauungsplan Nr. 1/374 A  „Gelände Cornetz-
hof - Teilbereich In der Mühlenau“ kann auch über die 
Internetseiten der Stadt Düren unter folgendem Link 
eingesehen werden: 
 
http://www.dueren.de/leben-wohnen/planen-und-
bauen/bebauungsplaene/roelsdorf/  
 
Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan 
gemäß § 10 Abs. 3 BauGB in Kraft.  
 
 

Hinweise: 
 
Gemäß § 44 Abs. 3 Satz 1 BauGB in der geltenden 
Fassung,  kann der Entschädigungsberechtigte Ent-
schädigung verlangen, wenn die in den §§ 39 bis 42 
BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten 
sind. Er kann gemäß § 44 Abs. 3 Satz 2 BauGB die 
Fälligkeit des Anspruches dadurch herbeiführen, dass 
er die Leistungen der Entschädigung schriftlich bei 
dem Entschädigungspflichtigen beantragt. 
Gemäß § 44 Abs. 4 BauGB erlischt ein Entschädi-
gungsanspruch, wenn nicht innerhalb von drei Jahren 
nach Ablauf des Kalenderjahrs, in dem die in den §§ 
39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile 
eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruches herbei-
geführt wird. 
 
Gemäß § 215 BauGB „Frist für die Geltendmachung 
der Verletzung von Vorschriften“ werden unbeacht-
lich 
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB 

beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Ver-
fahrens- und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des 
Flächennutzungsplanes und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs, 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntma-
chung des Flächennutzungsplans oder der Satzung 
schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung 

des die Verletzung begründenden Sachverhaltes gel-
tend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, 
wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB beachtlich 
sind. 
 
Auf Grundlage der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen kann eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes gegen 
Satzungen (Bebauungsplan), sonstige ortsrechtliche 
Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ab-
lauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr 
geltend gemacht werden, es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestim-
mung oder der Flächennutzungsplan ist nicht ord-
nungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 
der Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletz-
te Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
Die Bekanntmachung über den Beschluss des Rates 
der Stadt Düren wird angeordnet. 
 
Die Bekanntmachung ist auch über die Internetseiten 
der Stadt Düren (www.dueren.de/amtsblatt) einsehbar. 
 
 
Düren, den 12.02.2019 
 
gez. Paul Larue 
 
Paul Larue 
Bürgermeister 
 
___________________________________________ 
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Bekanntmachung der Stadt Düren 
 

Inkrafttreten des Bebauungsplanes Nr. 4/389 
vom 12.02.2019 

 
Der Rat der Stadt Düren hat in seiner Sitzung vom 
12.07.2018 den Bebauungsplan Nr. 4/389 „Krahkopf-
straße“ in Düren-Birgel gemäß § 10 Baugesetzbuch 
(BauGB) als Satzung beschlossen. Der Beschluss des 
Rates der Stadt Düren wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist in der 
nachstehenden Skizze dargestellt: 
 
 
 
 

http://www.dueren.de/leben-wohnen/planen-und-bauen/bebauungsplaene/roelsdorf/
http://www.dueren.de/leben-wohnen/planen-und-bauen/bebauungsplaene/roelsdorf/
http://www.dueren.de/amtsblatt
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Der anteilige externe Ausgleich für Eingriffe im Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes erfolgt im Bereich 
der Grundstücke Gemarkung Düren, Flur 49, Flurstü-
cke 312, 313, Gemarkung Mariaweiler-Hoven, Flur 
14, Flurstücke 125, 370 und 676, sowie auf dem 
Grundstück Gemeinde Hürtgenwald, Gemarkung 
Straß, Flur 5, Flurstück 235.  
 
Der Bebauungsplan Nr. 4/389„Krahkopfstraße“ in 
Düren-Birgel mit der Begründung und der zusammen-
fassenden Erklärung gemäß § 10 Abs. 4 BauGB kann 
ab sofort im Rathaus der Stadt Düren, 52349 Düren, 
Kaiserplatz 2-4, Amt für Stadtentwicklung, Abteilung 
Planung, Zimmer 325 während folgender Zeiten von 
jedermann eingesehen werden: 
 
montags bis mittwochs von 08.00 - 12.00 Uhr, 
 und von 14.00 - 16.00 Uhr, 
donnerstags von 08.00 - 12.00 Uhr, 
 und von 14.00 - 17.00 Uhr, 
freitags von 08.00 - 12.00 Uhr. 
 
Über den Inhalt wird auf Verlangen Auskunft gege-
ben. 
 
Der Bebauungsplan Nr. 4/389 „Krahkopfstraße“ kann 
auch über die Internetseiten der Stadt Düren unter 
folgendem Link eingesehen werden: 
 
http://www.dueren.de/leben-wohnen/planen-und-
bauen/bebauungsplaene/birgel/ 
 

Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan 
gemäß § 10 Abs. 3 BauGB in Kraft.  
 
 

Hinweise: 
 
Gemäß § 44 Abs. 3 Satz 1 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), 
zuletzt geändert durch Artikel 118 der Verordnung 
vom 31.08.2015 (BGBl. I S. 1474),   kann der Ent-
schädigungsberechtigte Entschädigung verlangen, 
wenn die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten 
Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann gemäß 
§ 44 Abs. 3 Satz 2 BauGB die Fälligkeit des Anspru-
ches dadurch herbeiführen, dass er die Leistungen der 
Entschädigung schriftlich bei dem Entschädigungs-
pflichtigen beantragt. 
Gemäß § 44 Abs. 4 BauGB erlischt ein Entschädi-
gungsanspruch, wenn nicht innerhalb von drei Jahren 
nach Ablauf des Kalenderjahrs, in dem die in den §§ 
39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile 
eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruches herbei-
geführt wird. 
 
Gemäß § 215 BauGB  „Frist für die Geltendmachung 
der Verletzung von Vorschriften“ werden unbeacht-
lich 
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB 

beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Ver-
fahrens- und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des 
Flächennutzungsplanes und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorganges 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntma-
chung des Flächennutzungsplanes oder der Satzung 
schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung 
des die Verletzung begründenden Sachverhaltes gel-
tend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, 
wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB beachtlich 
sind. 
 
Auf Grundlage der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen kann eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes gegen 
Satzungen (Bebauungsplan), sonstige ortsrechtliche 
Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ab-
lauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr 
geltend gemacht werden, es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestim-
mung oder der Flächennutzungsplan ist nicht ord-
nungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 
der Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletz-

http://www.dueren.de/leben-wohnen/planen-und-bauen/bebauungsplaene/birgel/
http://www.dueren.de/leben-wohnen/planen-und-bauen/bebauungsplaene/birgel/
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te Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
Die Bekanntmachung ist auch über die Internetseiten 
der Stadt Düren  (www.dueren.de/amtsblatt) einseh-
bar. 
 
Die Bekanntmachung über den Beschluss des Rates 
der Stadt Düren wird angeordnet. 
 
Düren, den 12.02.2019 
 
gez. Paul Larue 
 
 
Paul Larue 
Bürgermeister 
 
___________________________________________ 
 
(30) 
 

Bekanntmachung der Stadt Düren 
Inkrafttreten der 27. Änderung des 

Flächennutzungsplanes der Stadt Düren 
vom 12.02.2019 

 
Der Rat der Stadt Düren hat in seiner Sitzung vom 
11.10.2017 die 29. Änderung des Flächen-
nutzungsplanes der Stadt Düren für den Bereich west-
lich der Krahkopfstraße in Düren-Birgel beschlossen. 
 
Die 27. Änderung des Flächennutzungsplanes der 
Stadt Düren wurde mit Verfügung der Be-
zirksregierung Köln vom 24.07.2018 unter dem Ak-
tenzeichen 35.2.11-15-42/18 gemäß § 6 BauGB ge-
nehmigt. Die Erteilung der Genehmigung wird hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. 
 
Der Geltungsbereich der 27. Änderung des Flächen-
nutzungsplanes der Stadt Düren ist in der nachstehen-
den Skizze dargestellt: 

 
© Kreis Düren / GeoBasisNRW 

 
Die genehmigte 27. Änderung des Flächennutzungs-
planes der Stadt Düren nebst Begründung mit Um-
weltbericht und zusammenfassender Erklärung liegt 
ab sofort im Amt für Stadtentwicklung, Abteilung 
Planung, 52349 Düren, Kaiserplatz 2-4, 3. Oberge-
schoss, Zimmer 325 öffentlich aus und kann dort 
während folgender Zeiten von jedermann eingesehen 
werden: 
 
montags bis mittwochs von 08.00 - 12.00 Uhr, 
 und von 14.00 - 16.00 Uhr, 
donnerstags von 08.00 - 12.00 Uhr, 
 und von 14.00 - 17.00 Uhr, 
freitags von 08.00 - 12.00 Uhr. 
 
Über den Inhalt wird auf Verlangen Auskunft gege-
ben. 
 
Mit dieser Bekanntmachung wird die 27. Änderung 
des Flächennutzungsplanes der Stadt Düren gemäß § 6 
Abs. 5 BauGB rechtswirksam. 
 

Hinweise: 
 
Gemäß § 44 Abs. 3 Satz 1 BauGB in der geltenden 
Fassung,  kann der Entschädigungsberechtigte Ent-
schädigung verlangen, wenn die in den §§ 39 bis 42 
BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten 
sind. Er kann gemäß § 44 Abs. 3 Satz 2 BauGB die 
Fälligkeit des Anspruches dadurch herbeiführen, dass 
er die Leistungen der Entschädigung schriftlich bei 
dem Entschädigungspflichtigen beantragt. 
Gemäß § 44 Abs. 4 BauGB erlischt ein Entschädi-
gungsanspruch, wenn nicht innerhalb von drei Jahren 
nach Ablauf des Kalenderjahrs, in dem die in den §§ 

http://www.dueren.de/amtsblatt
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39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile 
eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruches herbei-
geführt wird. 
 
Gemäß § 215 BauGB  „Frist für die Geltendmachung 
der Verletzung von Vorschriften“ werden unbeacht-
lich 
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB 

beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Ver-
fahrens- und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des 
Flächennutzungsplanes und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorganges 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntma-
chung des Flächennutzungsplanes oder der Satzung 
schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung 
des die Verletzung begründenden Sachverhaltes gel-
tend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, 
wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB beachtlich 
sind. 
 
Auf Grundlage der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen kann eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes gegen 
Satzungen (Bebauungsplan), sonstige ortsrechtliche 
Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ab-
lauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr 
geltend gemacht werden, es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durch-geführt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestim-
mung oder der Flächennutzungsplan ist nicht ord-
nungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 
der Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletz-
te Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
 
Die Bekanntmachung ist auch über die Internetseiten 
der Stadt Düren (www.dueren.de/amtsblatt) einsehbar. 
 
Die Bekanntmachung über den Beschluss des Rates 
der Stadt Düren wird angeordnet. 
 
Düren, den 12.02.2019 
 
gez. Paul Larue 
 
Paul Larue 
Bürgermeister 
 
___________________________________________ 
 
 

(31) 
 

Bekanntmachung 
des Landesbetriebes Geologischer Dienst NRW 

 
Kartierungen des Geologischen Dienstes NRW 
 
Der Geologische Dienst NRW in Krefeld, ein Landes-
betrieb, wird im Sinne des Lagerstättengesetzes vom 
4. Dezember 1934 (RGBl. S. 1223) in der Fassung 
vom 10. November 2001 (BGBl. S. 2992) Arbeiten für 
die bodenkundliche Landesaufnahme durchführen. 
 

Zeitraum Februar – September 2019 

Kreis Düren 

Stadt/Gemeinde Düren 

 
Die damit Beauftragten müssen zur Erledigung ihrer 
Untersuchungen fremde Grundstücke betreten. Die 
dazu entsprechenden Regelungen finden sich im Lan-
desbodenschutzgesetz vom 9. Mai 2000 (LbodSchG  
§ 3 und § 14), im Landesforstgesetz vom 24. April 
1980 (LfoG §60 in der Fassung vom 9. Mai 2000) und 
im Landschaftsgesetz vom 21. Juli 2000 (LG §10). 
 
Diese regionalen Untersuchungen dienen einer allge-
meinen Bestandsaufnahme des Bodens und des Unter-
grundes.*) Die Ergebnisse der Aufnahme werden in 
amtlichen Karten veröffentlicht. Sie sind wichtige 
Unterlagen für viele Aufgaben, z. B. in der Land- und 
Forstwirtschaft (Bodennutzung, Bodenverbesserung, 
Erosionsschutz, Holzartenwahl), im Bauwesen, bei der 
Planung und Landespflege (Landesplanung, Bauleit-
planung, Naturschutz), im Landeskulturbau und in der 
Wasserwirtschaft (ent- und bewässerungsbedürftige 
Flächen) sowie für die wissenschaftliche Forschung 
und den naturkundlichen Unterricht. 
 
Im Rahmen der Kartierungen sind kleine Handboh-
rungen notwendig, stellenweise auch Aufgrabungen 
zur Entnahme von Bodenproben. Auf Grund der vor-
bezeichneten Gesetze haben Grundstückseigentümer 
den vom Geologischen Dienst NRW beauftragten 
Personen das Betreten ihrer Grundstücke, mit Aus-
nahme von Wohngebäuden sowie die Vornahme der 
genannten Außenarbeiten jederzeit zu gestatten. Etwa-
ige durch die Inanspruchnahme entstehende Schäden 
werden nach den allgemeinen gesetzlichen Bestim-
mungen ersetzt. Die durch Dienstausweise mit Licht-
bild sich ausweisenden Beauftragten des Geologischen 
Dienstes NRW werden auf die landwirtschaftlichen 
Belange und die derzeitige Nutzung der Grundstücke 
weitgehend Rücksicht nehmen. 
 
Es wird gebeten, die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
des Geologischen Dienstes NRW bei ihren Aufgaben 
zu unterstützen. 

http://www.dueren.de/amtsblatt
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*) Richtlinien über die Durchführung land- und forstwirtschaftli-
cher Standortuntersuchungen und deren Anwendung in Um-
weltschutz, Raumordnung, Land- und Forstwirtschaft (Gem. 
RdErl. d. Ministeriums für Umwelt, Raumordnung und Land-
wirtschaft – IIIB-335-8583 – u. d. Ministeriums für Wirtschaft 
und Mittelstand, Technologie und Verkehr – 313-66-75 – v. 
5.9.1997). 

 
___________________________________________ 
 
(32) 
 

Öffentliche Zustellung gemäß  
§ 10 Abs. 2 LZG NRW 

 
 
Stadt Düren 
Aktenzeichen: 50303.D 454, 455, 456 
 
    Düren, 18.02.2019  
 
 
Das an , zuletzt wohnhaft in 

, 
gerichtete Schreiben vom 05.02.2019 kann bei der 
Stadt Düren, Wilhelmstr. 34, 52349 Düren (City-
Karree), Zimmer 205, eingesehen werden. 
 
Hinweis: 
Das vorbezeichnete Dokument wird hiermit durch 
öffentliche Bekanntmachung zugestellt.  
Durch die öffentliche Zustellung können Fristen in 
Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsver-
luste drohen können. 
Die Bekanntmachung ist auch über die Internetseiten 
der Stadt Düren unter www.dueren.de/amtsblatt ein-
sehbar.  
 
Der Bürgermeister 
Im Auftrag: 
gez. Babel 
Abteilungsleiter 
 
___________________________________________ 
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